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42. Gesetz vom 21. März 2001, mit dem das Tiroler Bauprodukte- und Akkreditierungsgesetz 1998 und die Tiroler
Bauordnung 1998 geändert werden

43. Verordnung der Landesregierung vom 24. April 2001 über die Festsetzung des Pauschbetrages für den Kostenersatz
an die Gemeinden (Staatsbürgerschaftsverbände) für die Führung der Staatsbürgerschaftsevidenz im Jahr 2000

44. Kundmachung der Landesregierung vom 24. April 2001 über die Genehmigung einer Änderung der Gemeinde-
grenze zwischen der Gemeinde Lermoos und der Gemeinde Biberwier

42. Gesetz vom 21. März 2001, mit dem das Tiroler Bauprodukte- und Akkreditierungsgesetz
1998 und die Tiroler Bauordnung 1998 geändert werden

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Tiroler Bauprodukte- und Akkreditierungsge-
setz 1998, LGBl. Nr. 16, wird wie folgt geändert:

1. Der Titel hat zu lauten:
�Gesetz über die Beteiligung des Landes Tirol 
am Österreichischen Institut für Bautechnik, 
das Inverkehrbringen und die Verwendbarkeit 

von Bauprodukten und die Akkreditierung 
von Prüf-, Überwachungs- und Zertifi-
zierungsstellen (Tiroler Bauprodukte- 

und Akkreditierungsgesetz 1998)�

2. Die §§ 1 und 2 haben zu lauten:

�§ 1
Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt:
a) die Beteiligung des Landes Tirol am Österreichi-

schen Institut für Bautechnik;
b) das Inverkehrbringen und die Verwendbarkeit von

Bauprodukten, für die europäische technische Spezifi-
kationen oder Leitlinien für die europäische technische
Zulassung bestehen oder denen im Hinblick auf die
wesentlichen Anforderungen im Sinne des § 2 Abs. 3
nur untergeordnete Bedeutung zukommt;

c) die Verwendbarkeit von anderen als den in der lit. b
genannten Bauprodukten;

d) die Akkreditierung von Prüf-, Überwachungs- und
Zertifizierungsstellen;

e) die Ermächtigung von Stellen zur Ausstellung von
Übereinstimmungszeugnissen.

(2) Dieses Gesetz berührt nicht die Zuständigkeit des
Bundes sowie sonstige Vorschriften über die Verwen-
dung von Bauprodukten.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Bauprodukte sind Produkte, die hergestellt wer-
den, um dauerhaft in bauliche Anlagen des Hochbaus
und des Tiefbaus eingebaut zu werden. Bauprodukte
sind weiters aus Baustoffen und Bauteilen vorgefertigte
bauliche Anlagen, wie Fertighäuser, Fertiggaragen, Silos
und dergleichen.

(2) Inverkehrbringen ist die Bereitstellung von Bau-
produkten zum Vertrieb oder zur Verwendung.

(3) Wesentliche Anforderungen sind die an eine bau-
liche Anlage normalerweise zu stellenden Anforderun-
gen, insbesondere im Hinblick auf die Belange der me-
chanischen Festigkeit und Standsicherheit, des Brand-
schutzes, der Hygiene, der Gesundheit und des Um-
weltschutzes, der Nutzungssicherheit, des Schallschut-
zes, der Energieeinsparung und des Wärmeschutzes.

(4) Europäische technische Spezifikationen sind har-
monisierte Normen und anerkannte nationale Normen
sowie europäische technische Zulassungen.

(5) Harmonisierte Normen sind die von europäi-
schen Normungsorganisationen (CEN/CENELEC)
aufgrund eines Mandates der Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaft im Hinblick auf die wesentlichen
Anforderungen erarbeiteten technischen Regeln.

(6) Anerkannte nationale Normen sind die in den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union und des Euro-
päischen Wirtschaftsraumes für Bauprodukte geltenden
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technischen Regeln, von denen aufgrund eines gemäß
der Richtlinie 89/106/EWG, ABl. 1989, Nr. L 40, S. 12 ff.
(Bauproduktenrichtlinie) durchgeführten Verfahrens
anzunehmen ist, dass sie mit den wesentlichen Anfor-
derungen übereinstimmen.

(7) Eine europäische technische Zulassung ist eine
positive technische Beurteilung der Brauchbarkeit eines
Bauproduktes hinsichtlich der Erfüllung der wesent-
lichen Anforderungen in Bezug auf jene bauliche An-
lage, für die es verwendet wird.

(8) Leitlinien für eine europäische technische Zulas-
sung sind die nach der Bauproduktenrichtlinie aufgrund
eines Auftrages der Kommission der Europäischen
Gemeinschaft vom Gremium der von den Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union bestimmten Zulassungs-
stellen (EOTA) erarbeiteten Grundlagen für die Ertei-
lung europäischer technischer Zulassungen.

(9) Regelwerke sind europäische technische Spezifi-
kationen sowie nationale technische Bestimmungen der
Mitgliedstaaten der Europäischen Union und des Euro-
päischen Wirtschaftsraumes, wie technische Normen
und technische Richtlinien. Als Regelwerke gelten
weiters die in den Baustofflisten ÖE (§ 12a) und ÖA
(§ 15b) festgelegten Verwendungsgrundsätze.

(10) Konformität ist die Übereinstimmung eines
Produktes, eines Verfahrens, einer Dienstleistung, eines
Qualitätssicherungssystems oder der Qualifikation einer
Person mit Rechtsvorschriften, Normen oder anderen
normativen Dokumenten.

(11) Akkreditierung ist die formelle Anerkennung ei-
ner Einrichtung als Prüf-, Überwachungs- oder Zerti-
fizierungsstelle.

(12) Eine Prüf-, Überwachungs- oder Zertifizie-
rungsstelle ist eine Einrichtung, die zur Durchführung
von Prüfungen, Überwachungen bzw. Zertifizierungen
befugt ist.

(13) Ermächtigung ist die formelle Anerkennung
einer Einrichtung als Stelle zur Ausstellung von Über-
einstimmungszeugnissen.

(14) Stellen zur Ausstellung von Übereinstimmungs-
zeugnissen sind:

a) Zertifizierungsstellen,
b) Stellen, die nach den Rechtsvorschriften anderer

Bundesländer zur Erteilung der österreichischen tech-
nischen Zulassung befugt sind,

c) Stellen, die zur Ausstellung solcher Zeugnisse er-
mächtigt sind.

(15) Prüfung ist ein technischer Vorgang, der aus der
Bestimmung eines oder mehrerer Kennwerte eines Pro-

duktes, eines Verfahrens oder einer Dienstleistung be-
steht und der nach einer bestimmten Verfahrensweise
durchzuführen ist.

(16) Überwachung ist die Überprüfung eines Pro-
duktionsmusters, eines Produktes, einer Dienstleis-
tung, eines Verfahrens oder eines Werkes und die Fest-
stellung der Konformität mit speziellen oder generellen
Anforderungen auf der Grundlage einer fachlichen Be-
urteilung.

(17) Zertifizierung ist die förmliche Bescheinigung
der Konformität mit einer europäischen technischen
Spezifikation.�

3. § 4 hat zu lauten:
�§ 4

Kundmachung von Normen, Leitlinien
und technischen Bestimmungen

(1) Die Landesregierung hat den Gegenstand und die
Fundstellen der für Bauprodukte maßgebenden natio-
nalen Normen, mit denen die harmonisierten Normen
umgesetzt werden, und anerkannten nationalen Nor-
men, der Leitlinien für eine europäische technische Zu-
lassung sowie der in die Baustoffliste ÖA aufgenom-
menen nationalen technischen Bestimmungen im Boten
für Tirol kundzumachen.

(2) Die Normen, Leitlinien und nationalen techni-
schen Bestimmungen im Sinne des Abs. 1 sind für die
Dauer ihrer Geltung beim Amt der Tiroler Landesre-
gierung zur öffentlichen Einsichtnahme während der für
den Parteienverkehr bestimmten Amtsstunden aufzu-
legen. In der Kundmachung ist auf diese Auflegung so-
wie auf die Auflegung der Baustofflisten ÖE und ÖA
(§ 12a Abs. 3 und § 15b Abs. 4) hinzuweisen.�

4. § 5 hat zu lauten:
�§ 5

Österreichisches Institut für Bautechnik

(1) Das Land Tirol ist gemeinsam mit den anderen
Vertragsparteien der Vereinbarungen gemäß Art. 15a 
B-VG über die Zusammenarbeit im Bauwesen, LGBl.
Nr. 37/1993, und über die Regelung der Verwendbarkeit
von Bauprodukten, LGBl. Nr. 102/1998, Träger und or-
dentliches Mitglied des Vereines �Österreichisches In-
stitut für Bautechnik (OIB)�.

(2) Dem Österreichischen Institut für Bautechnik
obliegen entsprechend den im Abs. 1 genannten Ver-
einbarungen:

a) die Angelegenheiten der Akkreditierung von 
Prüf-, Überwachungs- und Zertifizierungsstellen (§ 25
Abs. 1) sowie der Ermächtigung von Stellen zur Aus-
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stellung von Übereinstimmungszeugnissen (§ 32a
Abs. 5);

b) die Angelegenheiten der europäischen technischen
Zulassung nach § 6 und die Durchführung des Sonder-
verfahrens nach § 15g;

c) die Erstattung von Gutachten über die Verwend-
barkeit von Bauprodukten nach § 15c;

d) die Erlassung der Baustofflisten ÖE und ÖA;
e) die Mitwirkung bei der Erteilung der österreichi-

schen technischen Zulassung, soweit diese nach den
Rechtsvorschriften der Bundesländer vorgesehen ist,
sowie die jährliche Veröffentlichung einer Liste der von
den hiefür eingerichteten Zulassungsstellen erteilten
österreichischen technischen Zulassungen;

f) die Koordinierung der Arbeit von Ausschüssen für
die Erstattung technischer Gutachten für die Harmoni-
sierung von Bauvorschriften;

g) die Koordinierung der Interessen der Länder im
Rahmen der Arbeit nationaler und internationaler, ins-
besondere europäischer, technischer Gremien und Ver-
einigungen technischer Stellen für Bauprodukte und im
Bereich des technischen Normenwesens, insbesondere
durch

1. die Vorbereitung, Koordinierung und Mitwirkung
bei der Ausarbeitung bautechnischer Regelungen auf
europäischer Ebene,

2. die Koordinierung und Mitwirkung bei der natio-
nalen und internationalen Normung, 

3. die Koordinierung und Mitwirkung in der EOTA;
h) die Führung eines jeweils auf dem letzten Stand

befindlichen Verzeichnisses
1. aller in Österreich gültigen und abgelehnten Zer-

tifizierungen, europäischen technischen Zulassungen
und Übereinstimmungszeugnisse sowie

2. aller in Österreich bestehenden Prüf-, Überwa-
chungs- und Zertifizierungsstellen und Stellen zur Aus-
stellung von Übereinstimmungszeugnissen;

i) die Anregung, Begutachtung und Betreuung von
bautechnischen Untersuchungen, insbesondere von
Bauforschungsaufträgen, sowie die Auswertung von
Bauforschungsberichten.�

5. Die Überschrift des III. Hauptstückes hat zu
lauten: 

�Bauprodukte�

6. Der Abs. 1 des § 7 hat zu lauten:
�(1) Mit den Angelegenheiten der europäischen tech-

nischen Zulassung wird das Österreichische Institut für
Bautechnik betraut (Zulassungsstelle). Das Österrei-
chische Institut für Bautechnik handelt dabei im Namen
der Landesregierung.�

7. Im III. Hauptstück hat die Überschrift des 2. Ab-
schnittes zu lauten:

�Inverkehrbringen und Verwendbarkeit 
von Bauprodukten, für die europäische 
technische Spezifikationen bestehen�

8. § 8 hat zu lauten:
�§ 8

Allgemeine Anforderungen

(1) Bauprodukte dürfen nur in Verkehr gebracht und
verwendet werden, wenn sie brauchbar sind, ihre Kon-
formität mit einer europäischen technischen Spezifika-
tion nachgewiesen wurde und sie die Konformitäts-
kennzeichnung (§ 12) tragen. Sind für solche Baupro-
dukte in der Baustoffliste ÖE Leistungsanforderungen
und Verwendungsbestimmungen festgelegt, so dürfen
sie nur verwendet werden, wenn sie den jeweiligen An-
forderungen bzw. Bestimmungen entsprechen oder nur
unwesentlich davon abweichen.

(2) Bauprodukte, denen im Hinblick auf die wesent-
lichen Anforderungen nur untergeordnete Bedeutung
zukommt, dürfen auch in Verkehr gebracht und ver-
wendet werden, 

a) wenn sie in die von der Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaft zu führende Liste solcher Baupro-
dukte aufgenommen sind und

b) wenn eine Erklärung des Herstellers über die
Übereinstimmung des Bauproduktes mit den allgemein
anerkannten Regeln der Technik vorliegt.

Solche Bauprodukte dürfen nicht die Konformitäts-
kennzeichnung tragen.

(3) Abweichend von Abs. 1 erster Satz und Abs. 2
dürfen Bauprodukte auch dann in Verkehr gebracht und
verwendet werden,

a) wenn sie solche Merkmale aufweisen, dass die bau-
lichen Anlagen, in denen sie oder als die sie verwendet
werden sollen, bei ordnungsgemäßer Planung, Ausfüh-
rung und Instandhaltung den im Hinblick auf ihren Ver-
wendungszweck und die örtlichen Verhältnisse an sie zu
stellenden bautechnischen Erfordernissen entsprechen,
und

b) wenn in harmonisierten Normen oder in einer eu-
ropäischen technischen Zulassung nichts anderes be-
stimmt ist.

(4) Rechtsvorschriften, die das Inverkehrbringen von
Bauprodukten aus Gründen des allgemeinen Gesund-
heitsschutzes, des Arbeitsschutzes oder des Umwelt-
schutzes einschränken oder verbieten, bleiben unbe-
rührt.�
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9. Nach § 12 wird folgende Bestimmung als § 12a ein-
gefügt:

�§ 12a
Baustoffliste ÖE

(1) Das Österreichische Institut für Bautechnik hat
mit Zustimmung der Landesregierung durch Verord-
nung die Baustoffliste ÖE zu erlassen. Vor der Erlassung
der Baustoffliste ÖE ist die Wirtschaftskammer Öster-
reich zu hören.

(2) In der Baustoffliste ÖE sind die für die Baupro-
dukte im Einzelnen maßgebenden europäischen techni-
schen Spezifikationen festzulegen. Weiters können fest-
gelegt werden:

a) der zulässige Verwendungszweck von Bauproduk-
ten;

b) Klassen und Leistungsstufen, denen Bauprodukte
zu entsprechen haben, sofern diese in der betreffenden
europäischen technischen Spezifikation, in den Grund-
lagendokumenten, in einer Zulassungsleitlinie oder in
anderen Vorschriften zur Umsetzung von Richtlinien
der Europäischen Gemeinschaft vorgesehen sind; diese
Festlegungen können in Abhängigkeit vom jeweiligen
Verwendungszweck oder von geografischen, klimati-
schen und lebensgewohnheitlichen Bedingungen ge-
troffen werden;

c) Leistungsanforderungen und Verwendungsbe-
stimmungen für Bauprodukte aufgrund von Vorschrif-
ten außerhalb des Geltungsbereiches der Bauproduk-
tenrichtlinie.

(3) Die Baustoffliste ÖE wird durch Auflegung zur
öffentlichen Einsichtnahme beim Amt der Tiroler Lan-
desregierung während der für den Parteienverkehr be-
stimmten Amtsstunden verlautbart.�

10. § 13 wird aufgehoben und an dessen Stelle wird
folgende Bestimmung als neuer § 13 eingefügt:

�§ 13
Übergangszeitraum

Bauprodukte, für die eine harmonisierte Norm oder
eine europäische technische Zulassung vorliegt, dürfen
während des darin gegebenenfalls vorgesehenen Über-
gangszeitraumes auch nach Maßgabe des 3. Abschnittes
dieses Hauptstückes verwendet werden. Der Über-
gangszeitraum beginnt mit dem Zeitpunkt der Kund-
machung der betreffenden Norm nach § 4 bzw. der Ver-
öffentlichung der betreffenden europäischen techni-
schen Zulassung nach § 6 Abs. 8.�

11. Im Abs. 1 des § 14 wird im ersten Satz das Zitat
�§ 8 Abs. 1, 2 oder 3� durch das Zitat �§ 8 Abs. 1 erster
Satz, 2 oder 3� ersetzt.

12. Im III. Hauptstück wird nach dem 2. Abschnitt
folgender 3. Abschnitt angefügt:

�3. A b s c h n i t t
Verwendbarkeit von Bauprodukten, 

für die europäische technische 
Spezifikationen nicht bestehen

§ 15a
Allgemeine Anforderungen

(1) Bauprodukte, die in der Baustoffliste ÖA enthal-
ten sind, dürfen nur verwendet werden, wenn deren
Übereinstimmung mit den für sie darin festgelegten na-
tionalen technischen Bestimmungen oder mit einem
Gutachten im Sinne des § 15c nachgewiesen wurde und
wenn sie das Einbauzeichen (§ 15h) tragen.

(2) Die Übereinstimmung im Sinne des Abs. 1 ist ge-
geben, wenn das Bauprodukt den maßgebenden techni-
schen Bestimmungen bzw. dem Gutachten im Sinne des
§ 15c entspricht oder wenn es davon nur unwesentlich
abweicht.

(3) Bauprodukte, die nicht in der Baustoffliste ÖA
enthalten sind, dürfen verwendet werden, wenn sie die
im § 8 Abs. 3 lit. a umschriebenen Merkmale aufweisen.

§ 15b
Baustoffliste ÖA

(1) Das Österreichische Institut für Bautechnik hat
mit Zustimmung der Landesregierung durch Verord-
nung die Baustoffliste ÖA zu erlassen. Vor der Erlas-
sung der Baustoffliste ÖA ist die Wirtschaftskammer
Österreich zu hören.

(2) In der Baustoffliste ÖA sind für Bauprodukte, die
in Serie oder serienähnlich hergestellt werden und für
die europäische technische Spezifikationen nicht beste-
hen, die im Einzelnen maßgebenden nationalen techni-
schen Bestimmungen sowie die Art, die Form und der
Inhalt des Übereinstimmungsnachweises (§ 15d Abs. 3)
festzulegen. Dabei ist jedem Bauprodukt eine Identifi-
kationsnummer zuzuordnen. Weiters können festgelegt
werden:

a) der zulässige Verwendungszweck von Bauproduk-
ten,

b) Klassen und Leistungsstufen, denen Bauprodukte
zu entsprechen haben,

c) besondere Elemente des Verfahrens zur Erbrin-
gung des Übereinstimmungsnachweises im Sinne des
§ 15d Abs. 2 lit. a und b,

d) die Geltungsdauer des Übereinstimmungsnach-
weises.
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(3) In der Baustoffliste ÖA kann ferner für be-
stimmte Bauprodukte vorgesehen werden, dass das
Übereinstimmungszeugnis nur von Stellen im Sinne des
§ 2 Abs. 14 lit. a und b ausgestellt werden darf.

(4) Die Baustoffliste ÖA wird durch Auflegung zur
öffentlichen Einsichtnahme beim Amt der Tiroler Lan-
desregierung während der für den Parteienverkehr be-
stimmten Amtsstunden verlautbart.

§ 15c
Gutachten 

über die Verwendbarkeit 
von Bauprodukten

(1) Ein Gutachten über die Verwendbarkeit von Bau-
produkten darf nur für Bauprodukte erstattet werden,
die in der Baustoffliste ÖA enthalten sind und die von
den für sie darin festgelegten nationalen technischen
Bestimmungen wesentlich abweichen. Durch das Gut-
achten wird die Verwendbarkeit des betreffenden Bau-
produktes bescheinigt.

(2) Ein Gutachten im Sinne des Abs. 1 ist zu erstat-
ten, wenn das betreffende Bauprodukt solche Merk-
male aufweist, dass es im Hinblick auf seinen Verwen-
dungszweck Bauprodukten derselben Art, die den in
der Baustoffliste ÖA festgelegten nationalen techni-
schen Bestimmungen entsprechen, im Wesentlichen
gleichwertig verwendbar ist. Anderenfalls ist die Er-
stattung des Gutachtens mit schriftlichem Bescheid
abzulehnen.

(3) Anträge auf Erstattung eines Gutachtens im Sinne
des Abs. 1 sind schriftlich einzubringen. Das Gutach-
ten ist nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zu er-
statten, wenn der Antragsteller oder dessen bevoll-
mächtigter Vertreter seinen Sitz in Tirol hat. Dem An-
trag sind die zur Beurteilung der Verwendbarkeit des be-
treffenden Bauproduktes erforderlichen Unterlagen an-
zuschließen. Im Übrigen gilt § 6 Abs. 6 und 9.

(4) Mit den Angelegenheiten der Erstellung von Gut-
achten im Sinne des Abs. 1 wird das Österreichische
Institut für Bautechnik betraut. Dieses handelt dabei im
Namen der Landesregierung.

§ 15d
Übereinstimmungsnachweis

(1) Bauprodukte, deren Verwendbarkeit sich nach
nationalen technischen Bestimmungen entsprechend
der Baustoffliste ÖA oder nach einem Gutachten im
Sinne des § 15c richtet, bedürfen eines Nachweises ihrer
Übereinstimmung mit den betreffenden Bestimmungen
bzw. mit dem betreffenden Gutachten.

(2) Der Hersteller hat jedenfalls für eine ständige
Eigenüberwachung der Produktion zu sorgen (werksei-
gene Produktionskontrolle). In der Baustoffliste ÖA
können weiters vorgesehen werden:

a) eine Erstprüfung des Bauproduktes durch eine
Prüfstelle;

b) die ständige Überwachung, Beurteilung und Aus-
wertung der werkseigenen Produktionskontrolle durch
eine Überwachungsstelle. 

(3) Die Bescheinigung der Übereinstimmung im
Sinne des Abs. 1 erfolgt nach Maßgabe der Baustoffliste
ÖA durch:

a) eine Übereinstimmungserklärung des Herstellers
(§ 15e) oder 

b) ein Übereinstimmungszeugnis (§ 15f).
(4) Die Übereinstimmungserklärungen und die

Übereinstimmungszeugnisse sind mit einer Kurzbe-
zeichnung zu versehen. Die Kurzbezeichnung besteht
aus folgenden Elementen:

a) dem Buchstaben Z, E oder H, und zwar,
1. �Z� im Falle eines Übereinstimmungszeugnisses

einer Stelle im Sinne des § 2 Abs. 14 lit. a oder b;
2. �E� im Falle eines sonstigen Übereinstimmungs-

zeugnisses und
3. �H� im Falle einer Übereinstimmungserklärung

des Herstellers;
b) der Identifikationsnummer des Bauproduktes laut

der Baustoffliste ÖA;
c) den letzten beiden Ziffern des Kalenderjahres, in

dem die Übereinstimmungserklärung abgegeben bzw.
das Übereinstimmungszeugnis beantragt wurde;

d) der vom Österreichischen Institut für Bautechnik
im Kalenderjahr, in dem die Übereinstimmungserklä-
rung abgegeben bzw. das Übereinstimmungszeugnis
ausgestellt wurde, vergebenen laufenden Nummer.

(5) Der Übereinstimmungsnachweis ist nach den Be-
stimmungen dieses Gesetzes zu erbringen, wenn

a) der Hersteller oder dessen bevollmächtigter Ver-
treter, der die Übereinstimmungserklärung abgibt, sei-
nen Sitz in Tirol hat oder 

b) die Stelle, die das Übereinstimmungszeugnis aus-
stellt, ihren Sitz in Tirol hat.

(6) Die Verwendbarkeit von Bauprodukten, die in
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder des Europäischen Wirtschaftsraumes hergestellt
worden sind, kann statt in einem Verfahren nach den
Abs. 1 bis 5 auch im Rahmen eines Sonderverfahrens
nach § 15g nachgewiesen werden.
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§ 15e
Übereinstimmungserklärung

(1) Der Hersteller kann, wenn dies in der Baustoff-
liste ÖA vorgesehen ist, die Übereinstimmung eines
Bauproduktes und die erfolgte Durchführung des er-
forderlichen Nachweisverfahrens selbst erklären. Die
Übereinstimmungserklärung ist schriftlich und in deut-
scher Sprache abzugeben und vom Hersteller oder des-
sen Vertreter dauerhaft zu verwahren. Auf Verlangen ist
sie dem Österreichischen Institut für Bautechnik vor-
zulegen. 

(2) Eine Übereinstimmungserklärung darf nur abge-
geben werden, wenn aufgrund des durchzuführenden
Nachweisverfahrens sichergestellt ist, dass das betref-
fende Bauprodukt verwendbar im Sinne des § 15a Abs. 1
und 2 ist.

(3) Die Landesregierung hat das Österreichische In-
stitut für Bautechnik mit der Überprüfung von Über-
einstimmungserklärungen zu beauftragen, wenn Grund
zur Annahme besteht, dass

a) die Übereinstimmungserklärung für ein Baupro-
dukt abgegeben wurde, das in der Baustoffliste ÖA nicht
enthalten ist oder für das aufgrund der Baustoffliste ÖA
der Übereinstimmungsnachweis in Form eines Über-
einstimmungszeugnisses zu erbringen ist,

b) das Nachweisverfahren nicht in der vorgeschrie-
benen Form durchgeführt oder die Übereinstimmungs-
erklärung nicht vollständig oder nicht in der vorge-
schriebenen Form abgegeben wurde oder

c) das Nachweisverfahren nicht die Verwendbarkeit
des betreffenden Bauproduktes im Sinne des § 15a Abs. 1
und 2 ergeben hat.

(4) Das Österreichische Institut für Bautechnik ist
berechtigt, im Rahmen der Durchführung von Über-
prüfungen nach Abs. 3 Aufträge an Prüf- und Überwa-
chungsstellen und an Sachverständige zu vergeben. Den
Organen des Österreichischen Institutes für Bautech-
nik, den Organen der von diesem beauftragten Prüf- und
Überwachungsstellen und den von diesem beauftragten
Sachverständigen stehen zum Zweck der Durchführung
dieser Überprüfungen gegenüber dem Hersteller und
seinem bevollmächtigten Vertreter die Befugnisse nach
§ 15 Abs. 1 erster Satz und 2 zu. Die genannten Organe
und Sachverständigen sind weiters berechtigt, die
werkseigene Produktionskontrolle des Herstellers zu
prüfen, Proben zu entnehmen und sonstige erforder-
liche Überprüfungen durchzuführen. Der Hersteller
und sein bevollmächtigter Vertreter sind verpflichtet,
den genannten Organen und Sachverständigen auf Ver-

langen Einsicht in die Übereinstimmungserklärung und
die ihr zugrunde liegenden schriftlichen und elektroni-
schen Unterlagen zu gewähren und die Herstellung von
Kopien zuzulassen; sie haben ihnen weiters alle erfor-
derlichen Auskünfte zu erteilen.

(5) Ergibt die Überprüfung, dass ein Mangel im Sinne
des Abs. 3 lit. a, b oder c vorliegt, so hat die Landes-
regierung dem Hersteller oder seinem bevollmächtigten
Vertreter die weitere Anbringung des Einbauzeichens zu
untersagen und diesem überdies den Ersatz der Kosten
der Überprüfung vorzuschreiben.

(6) In den Angelegenheiten der Abs. 1, 3 und 4 han-
delt das Österreichische Institut für Bautechnik im Na-
men der Landesregierung.

§ 15f
Übereinstimmungszeugnis

(1) Die zur Ausstellung von Übereinstimmungs-
zeugnissen befugte Stelle hat auf Antrag des Herstellers
oder seines bevollmächtigten Vertreters das Überein-
stimmungszeugnis auszustellen, wenn das erforderliche
Nachweisverfahren durchgeführt worden ist und dieses
die Übereinstimmung des betreffenden Bauproduktes
ergeben hat.

(2) Wird die Ausstellung eines Übereinstimmungs-
zeugnisses von zwei Stellen verweigert, so hat die Lan-
desregierung auf Antrag des Herstellers oder seines be-
vollmächtigten Vertreters mit Bescheid festzustellen, ob
die Übereinstimmung des betreffenden Bauproduktes
gegeben ist. Ein Bescheid, mit dem die Übereinstim-
mung festgestellt wird, gilt als Übereinstimmungszeug-
nis.

§ 15g
Sonderverfahren

(1) Ausländische Bauprodukte, die in einem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder des Euro-
päischen Wirtschaftsraumes hergestellt wurden und für
die keine europäischen technischen Spezifikationen vor-
liegen, dürfen verwendet werden, wenn die vom Staat
des Herstellers hiefür zugelassene Stelle unter Anwen-
dung der in Tirol vorgesehenen oder vom Österreichi-
schen Institut für Bautechnik als gleichwertig aner-
kannten Prüfungen und Überwachungen zum Ergebnis
gelangt, dass die Bauprodukte brauchbar sind, und dies
entsprechend dokumentiert ist.

(2) Das Österreichische Institut für Bautechnik hat
dem Staat des Herstellers auf sein Verlangen die für die
Zulassung einer Stelle nach Abs. 1 erforderlichen In-
formationen zu gewähren. Das Österreichische Institut
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für Bautechnik und die zugelassenen Stellen haben sich
gegenseitig alle erforderlichen Informationen zu geben.

(3) Stellt die Landesregierung fest, dass eine nach Abs. 1
zugelassene Stelle die Prüfungen und Überwachungen
nicht ordnungsgemäß durchführt, so hat sie nach Art. 16
Abs. 4 der Bauproduktenrichtlinie vorzugehen.

(4) Das Österreichische Institut für Bautechnik hat
inländische Stellen auf deren Antrag mit schriftlichem
Bescheid für die Beurteilung österreichischer Baupro-
dukte nach den Vorschriften anderer Mitgliedstaaten der
Europäischen Union oder des Europäischen Wirt-
schaftsraumes zuzulassen, wenn sie die nach den aus-
ländischen Vorschriften erforderlichen Prüfungen und
Überwachungen ordnungsgemäß durchführen können.
Das Österreichische Institut für Bautechnik hat für die
Zulassung allenfalls erforderliche Informationen vom
Bestimmungsstaat einzuholen.

(5) In den Angelegenheiten der Abs. 1, 2 und 4 han-
delt das Österreichische Institut für Bautechnik im
Namen der Landesregierung.

§ 15h
Einbauzeichen 

(1) Die Übereinstimmungserklärung, das Überein-
stimmungszeugnis oder der Nachweis der Verwendbar-
keit nach § 15d Abs. 6 berechtigt den Hersteller zur An-
bringung des Einbauzeichens auf dem betreffenden Bau-
produkt, auf der Verpackung oder auf den kommerziel-
len Begleitpapieren. Das Einbauzeichen hat dem in der
Anlage 2 dargestellten Muster zu entsprechen. Es ist in
dauerhafter sowie gut sicht- und lesbarer Form anzu-
bringen.

(2) Im Zusammenhang mit dem Einbauzeichen ist die
Kurzbezeichnung der Übereinstimmungserklärung
bzw. des Übereinstimmungszeugnisses anzuführen.
Weiters ist der Name des Herstellers, der die Überein-
stimmungserklärung abgegeben hat, oder seines bevoll-
mächtigten Vertreters bzw. der Name der Stelle, die das
Übereinstimmungszeugnis ausgestellt hat, anzuführen.
Statt des Namens kann ein Bildzeichen, das eindeutig
auf den betreffenden Hersteller oder seinen bevoll-
mächtigten Vertreter bzw. auf die betreffende Stelle hin-
weist, angebracht werden. Ein Muster des Bildzeichens
ist beim Österreichischen Institut für Bautechnik zu
hinterlegen.

(3) Andere Angaben als jene nach Abs. 2 dürfen im
Zusammenhang mit dem Einbauzeichen nicht ange-
bracht werden. Angaben über Prüf- und Überwa-
chungsstellen sind unzulässig.

(4) Bauprodukte, die das Einbauzeichen tragen, ha-
ben die widerlegbare Vermutung für sich, dass sie ver-
wendbar sind und dass die Übereinstimmung nachge-
wiesen ist.

§ 15i
Anwendung des Allgemeinen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991

Auf die vom Österreichischen Institut für Bautech-
nik nach diesem Abschnitt durchzuführenden Verfah-
ren zur Erlassung von Bescheiden findet das Allgemei-
ne Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 Anwendung.�

13. Die Überschrift des IV. Hauptstückes hat zu
lauten:

�Akkreditierung von Prüf-, 
Überwachungs- und Zertifizierungsstellen 

sowie Ermächtigung von Stellen zur Ausstellung
von Übereinstimmungszeugnissen�

14. Im Abs. 1 des § 18 wird folgender Satz angefügt:
�Stellen zur Ausstellung von Übereinstimmungs-

zeugnissen dürfen nicht als Prüf- und Überwachungs-
stellen akkreditiert werden.�

15. Im Abs. 2 des § 18 hat die lit. f zu lauten:
�f) allfällige Auflagen oder Bedingungen, soweit sie

zur Einhaltung der Zielsetzungen dieses Gesetzes not-
wendig und geeignet sind.�

16. Im Abs. 4 des § 21 hat der zweite Satz zu lauten:
�Der gesamtverantwortliche Leiter der überprüften

Stelle oder sein Stellvertreter ist spätestens beim Betre-
ten derselben zu verständigen.�

17. Im IV. Hauptstück wird nach dem 3. Abschnitt
folgender 4. Abschnitt angefügt:

�4. A b s c h n i t t
Stellen zur Ausstellung 

von Übereinstimmungszeugnissen

§ 32a
Verfahren, Aufsicht

(1) Die Ermächtigung als Stelle zur Ausstellung von
Übereinstimmungszeugnissen erfolgt aufgrund eines
Antrages an das Österreichische Institut für Bautechnik.

(2) Hinsichtlich der Antragserfordernisse, der Bei-
ziehung von Sachverständigen, der Verschwiegenheits-
pflicht, des Verzeichnisses der Stellen zur Ausstellung
von Übereinstimmungszeugnissen, des Erfahrungsaus-
tausches, der Überprüfungen, der Entziehung, der Ein-
schränkung und des Endens der Ermächtigung und der
Tragung der Überprüfungskosten gelten die §§ 16, 17,
19 bis 23 und 26.
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(3) Die Ermächtigung im Sinne des Abs. 1 ist mit
schriftlichem Bescheid befristet auf die Dauer von fünf
Jahren zu erteilen, wenn der Antragsteller die Voraus-
setzungen dafür erfüllt. Bei der Beurteilung des Vorlie-
gens dieser Voraussetzungen sind die Ergebnisse eines
allfälligen Verfahrens zur Akkreditierung als Zertifizie-
rungsstelle nach diesem Gesetz oder nach vergleichba-
ren Rechtsvorschriften des Bundes heranzuziehen.
Prüf- und Überwachungsstellen dürfen nicht als Stellen
zur Ausstellung von Übereinstimmungszeugnissen er-
mächtigt werden. Im Übrigen gilt § 18 Abs. 2, 3 und 4.

(4) Die Ermächtigung ist neuerlich jeweils für wei-
tere fünf Jahre zu erteilen, wenn die Überprüfung nach
§ 21 Abs. 1 ergeben hat, dass die Voraussetzungen da-
für weiterhin erfüllt sind und dass ein Grund für die
Entziehung der Ermächtigung im Sinne des § 22 Abs. 1
zweiter Satz oder Abs. 2 nicht vorliegt. Anderenfalls ist
die Ermächtigung mit schriftlichem Bescheid als erlo-
schen festzustellen. Die Tätigkeit als Stelle zur Ausstel-
lung von Übereinstimmungszeugnissen darf nach dem
Ablauf der Befristung weiter ausgeübt werden, solange
ein solcher Feststellungsbescheid nicht erlassen wird.

(5) Mit den Angelegenheiten der Ermächtigung von
Stellen zur Ausstellung von Übereinstimmungszeug-
nissen wird das Österreichische Institut für Bautechnik
betraut. Das Österreichische Institut für Bautechnik
handelt dabei im Namen der Landesregierung.

(6) Auf das Verfahren des Österreichischen Institu-
tes für Bautechnik findet das Allgemeine Verwaltungs-
verfahrensgesetz 1991 Anwendung, soweit in diesem
Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

§ 32b
Anerkennung

Übereinstimmungszeugnisse, die nach den Rechts-
vorschriften eines anderen Bundeslandes ausgestellt
worden sind, sind jenen nach diesem Gesetz gleichzu-
halten.

§ 32c
Voraussetzungen für die Ermächtigung

Stellen zur Ausstellung von Übereinstimmungs-
zeugnissen müssen die Voraussetzungen nach § 27 er-
füllen.

§ 32d
Pflichten von Stellen zur Ausstellung 

von Übereinstimmungszeugnissen

(1) Stellen zur Ausstellung von Übereinstimmungs-
zeugnissen kommen die Pflichten nach § 30 Abs. 1 und
§ 32 Abs. 2 bis 5 zu.

(2) Die Stellen zur Ausstellung von Übereinstim-
mungszeugnissen haben dem Österreichischen Institut
für Bautechnik spätestens bis zum 31. März jeden Jah-
res einen Geschäftsbericht über das abgelaufene Kalen-
derjahr vorzulegen. Dieser hat eine Aufstellung aller im
Berichtsjahr ausgestellten Übereinstimmungszeugnisse
zu enthalten. Dabei sind der jeweilige Antragsteller, das
jeweilige Bauprodukt und dessen Hersteller, die jewei-
lige Verfahrensdauer und die Geltungsdauer des jewei-
ligen Übereinstimmungszeugnisses anzuführen. Wei-
ters ist dem Österreichischen Institut für Bautechnik
der jeweils geltende Entgelttarif vorzulegen.�

18. Die Abs. 1 und 2 des § 33 haben zu lauten:

�(1) Für die nach diesem Gesetz durchzuführenden
Verfahren

a) zur Erteilung oder Verlängerung von europäischen
technischen Zulassungen,

b) zur Erteilung, Änderung oder Erweiterung von
Akkreditierungen,

c) zur Erstattung oder Verlängerung von Gutachten
über die Verwendbarkeit von Bauprodukten,

d) zur Erteilung der Ermächtigung als Stelle zur Aus-
stellung von Übereinstimmungszeugnissen sowie

e) zur Zulassung als Stelle für die Durchführung des
Sonderverfahrens

sind besondere Verwaltungsabgaben zu entrichten. Die
Landesregierung hat die besonderen Verwaltungsab-
gaben durch Verordnung entsprechend dem mit der
Durchführung dieser Verfahren verbundenen Aufwand
in Pauschbeträgen jeweils bestehend aus einer festen
Abgabe und einer weiteren Abgabe, deren Höhe von der
im betreffenden Verfahren aufgewendeten Zeit abhän-
gig ist, festzusetzen.

(2) Bei der Festsetzung der Pauschbeträge nach Abs. 1
sind der Aufwand für die zur Besorgung der jeweiligen
Aufgaben erforderlichen Organe, die für die Vorberei-
tung und Durchführung der Verfahren erforderliche Zeit
und die dabei durchschnittlich anfallenden Auslagen
(insbesondere Transport- und Reisekosten, Kosten für
Drucksorten und Material sowie Postgebühren) zu be-
rücksichtigen.�

19. Im Abs. 4 des § 33 hat der dritte Satz zu lauten:

�Vollstreckungsbehörde im Sinne des § 2 Abs. 2 lit. b
der Abgabenexekutionsordnung, BGBl. Nr. 104/1949,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 164/1999,
ist das Österreichische Institut für Bautechnik, das da-
bei im Namen der Landesregierung handelt.�
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20. § 35 hat zu lauten:

�§ 35
Strafbestimmungen

Wer
a) Bauprodukte entgegen dem § 8 Abs. 1, 2 oder 3 in

Verkehr bringt oder verwendet oder entgegen einem
Auftrag nach § 14 Abs. 2 nicht zurückruft,

b) als Hersteller oder sein bevollmächtigter Vertreter
entgegen dem § 10 Abs. 1 vierter Satz der Zertifizie-
rungsstelle auf deren Verlangen die Konformitätserklä-
rung nicht vorlegt,

c) als Hersteller die im Verfahren zum Nachweis der
Konformität nach § 10 Abs. 2 erforderlichen Angaben
nicht macht,

d) Bauprodukte unberechtigt mit dem Konformitäts-
zeichen kennzeichnet,

e) als Hersteller die Konformitätskennzeichnung
nicht in der im § 12 vorgesehenen Form vornimmt,

f) Bauprodukte entgegen dem § 15a Abs. 1 oder 3 ver-
wendet,

g) als Hersteller oder sein bevollmächtigter Vertreter
entgegen dem § 15e Abs. 1 dritter Satz dem Österrei-
chischen Institut für Bautechnik auf dessen Verlangen
die Übereinstimmungserklärung nicht vorlegt,

h) Bauprodukte unberechtigt mit dem Einbauzeichen
kennzeichnet,

i) als Hersteller das Einbauzeichen nicht in der im
§ 15h vorgesehenen Form anbringt,

j) die Verschwiegenheitspflicht nach § 19, gegebe-
nenfalls in Verbindung mit § 32a Abs. 2, verletzt,

k) eine Prüf-, Überwachungs- oder Zertifizierungs-
tätigkeit ausübt oder Übereinstimmungszeugnisse aus-
stellt, ohne dazu akkreditiert bzw. ermächtigt oder auf-
grund des § 32a Abs. 4 dritter Satz weiter berechtigt zu
sein,

l) Organe des Österreichischen Instituts für Bau-
technik, Organe der von diesem beauftragten Prüf- und
Überwachungsstellen oder die von diesem beauftragten
Sachverständigen an der Ausübung ihrer Befugnisse
nach § 15e Abs. 4 oder nach § 21 Abs. 3 lit. a, b oder e,
gegebenenfalls in Verbindung mit § 32a Abs. 2, hindert
oder einem von ihnen erteilten Auftrag nach § 21 Abs. 3
lit. b, c, d oder f, gegebenenfalls in Verbindung mit § 32a
Abs. 2, nicht oder nur mit ungerechtfertigter Verzöge-
rung nachkommt,

m) der Mitteilungspflicht nach § 30 Abs. 1, gegebe-
nenfalls in Verbindung mit § 31 Abs. 2, § 32 Abs. 6 oder
§ 32d, nicht nachkommt,
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Hand-
lung bildet, eine Verwaltungsübertretung und ist von der
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu
200.000,� Schilling, ab 1. Jänner 2002 mit Geldstrafe bis
zu 14.500,� Euro, zu bestrafen.�

21. Die bisherige Anlage erhält die Bezeichnung �An-
lage 1� und hat zu lauten:

Anlage 1 (zu § 12)

CE-Konformitätskennzeichnung

Die CE-Konformitätskennzeichnung besteht aus den Buchstaben �CE� mit folgendem Schriftbild:

Bei der Verkleinerung oder Vergrößerung der CE-Kennzeichnung müssen die sich aus dem obigen Raster erge-
benden Proportionen eingehalten werden.

Die verschiedenen Bestandteile der CE-Kennzeichnung müssen etwa gleich hoch sein, die Mindesthöhe be-
trägt 5 mm.
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Artikel II

Die Tiroler Bauordnung 1998, LGBl. Nr. 15, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 79/2000, wird wie
folgt geändert:

§ 17 hat zu lauten:
�§ 17

Verwendung von Bauprodukten

Für die Ausführung von Bauvorhaben dürfen nur Bauprodukte verwendet werden, deren Verwendbarkeit im Sin-
ne des Tiroler Bauprodukte- und Akkreditierungsgesetzes 1998, LGBl. Nr. 16, in der jeweils geltenden Fassung ge-
geben ist.�

Artikel III

Dieses Gesetz tritt mit 1. Juni 2001 in Kraft.

22. Nach der nunmehrigen Anlage 1 wird folgende Anlage 2 angefügt:
Anlage 2 (zu § 15h)

Maßerläuterung:

Die mit �R� gekennzeichneten Balken können
auch in roter Farbe ausgeführt werden.

Bei der Verkleinerung oder Vergrößerung des Ein-
bauzeichens müssen die sich aus dem obigen Raster
ergebenden Proportionen eingehalten werden.

Kurzbezeichnung nach § 15d Abs. 4
(Beispiel: E-1.3.1-00-0001)

Angabe nach § 15h Abs. 2 
zweiter und dritter Satz

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Gangl

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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Aufgrund des § 48 Abs. 2 des Staatsbürgerschaftsge-
setzes 1985, BGBl. Nr. 311, zuletzt geändert durch das
Gesetz BGBl. I. Nr. 124/1998, wird verordnet:

§ 1

Der Pauschbetrag für den vom Land nach § 48 Abs. 1
des Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985 an die Gemeinden
(Staatsbürgerschaftsverbände) zu leistenden Ersatz der
Kosten, die den Gemeinden aus der Führung der Staats-

bürgerschaftsevidenz erwachsen, wird für das Jahr 2000
mit 380,� Schilling für jedes begonnene Hundert der am
31. Dezember 2000 in der Staatsbürgerschaftsevidenz
verzeichneten Personen festgesetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

43. Verordnung der Landesregierung vom 24. April 2001 über die Festsetzung des Pausch-
betrages für den Kostenersatz an die Gemeinden (Staatsbürgerschaftsverbände) für die
Führung der Staatsbürgerschaftsevidenz im Jahr 2000

§ 1

Die Tiroler Landesregierung genehmigt gemäß § 2
Abs. 1 der Tiroler Gemeindeordnung 1966, LGBl. Nr. 4,
zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 2/1998, 
die übereinstimmenden Beschlüsse des Gemeinderates
der Gemeinde Lermoos vom 27. Juli 2000 und des Ge-
meinderates der Gemeinde Biberwier vom 13. Juli 2000,
mit denen folgende Änderung der Gemeindegrenze zwi-
schen der Gemeinde Lermoos und der Gemeinde Biber-
wier vereinbart wurde: Der neue Grenzverlauf in einem
Teilabschnitt der Gemeindegrenze zwischen der Ge-
meinde Lermoos und der Gemeinde Biberwier wird
durch die geradlinige Verbindung der Grenzpunkte

5264, 5263, 5569, 5570, 5571, 5572, 5580, 5581, 5584,
5586, 5588, 5589, 5594, 5595, 5596, 5599, 5600, 5605,
5608, 5622, 5626, 5628, 5632, 5635, 5636, 5639, 5644,
5647, 5651, 5654, 5655, 5656, 5657, 5660, 5662, 5663,
5666, 5667, 5670, 5675, 5676, 5681, 5682, 5689, 5690,
5695, 5696, 5700, 5701, 5704, 5707, 5710, 5713, 5714,
5718, 5236 und 5234 entsprechend dem Plan des Dipl.-
Ing. Peter Trefalt, GZ 24967/98/C, vom 8. Februar 2000,
gebildet.

§ 2

Diese Grenzänderung tritt mit 1. Jänner 2002 in
Wirksamkeit.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

44. Kundmachung der Landesregierung vom 24. April 2001 über die Genehmigung einer
Änderung der Gemeindegrenze zwischen der Gemeinde Lermoos und der Gemeinde Bi-



Herausgeber: Amt der Tiroler Landesregierung
6010 Innsbruck

Das Landesgesetzblatt erscheint nach Bedarf. Der Preis für das Einzel-
stück beträgt S 1,� je Seite, jedoch mindestens S 10,�. Die Bezugs-
gebühr beträgt S 216,� jährlich.
Verwaltung und Vertrieb: Kanzleidirektion, Neues Landhaus, Zi. 555.
Druck: Eigendruck

Erscheinungsort Innsbruck
Verlagspostamt 6020 Innsbruck P. b. b.
Zul.-Nr. 00Z020022K

DVR 0059463


